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Die Verhaftung und anschließende Freilassung von Imran Khan, dem ehemaligen Premierminister
und Vorsitzenden der Partei Pakistan Tehreek Insaf (PTI), verdeutlicht die tiefe Spaltung der
herrschenden Klasse und der staatlichen Institutionen des Landes. Khan, der seit Monaten mit
Korruptionsvorwürfen konfrontiert ist, wurde nicht von der Polizei, sondern von den
paramilitärischen Punjab Rangers festgenommen.

In vielen Städten brachen sofort Proteste aus. In Peshawar wurden acht Menschen getötet und mehr
als 2.000 weitere verhaftet. Andere Parteiführer:innen wie Asad Umar, Shah Mehmood Qureshi,
Fawad Chaudhry, Jamshed Iqbal Cheema, Falaknaz Chitrali, Musarrat Jamshed Cheema und
Maleeka Bokhari wurden ebenfalls in Gewahrsam genommen. Ungewöhnlich ist, dass
Demonstrant:innen in vielen Bezirken Einrichtungen der Armee angriffen.

Worum geht es?

Bewaffnete Kräfte wurden in Punjab, Khyber Pakhtunkhwa, Belutschistan und Islamabad eingesetzt.
In Sindh erließen die Behörden eine Anordnung nach Section 144, die bis auf Weiteres alle
Versammlungen von mehr als vier Personen sowie alle Proteste, Demonstrationen, Kundgebungen
und Sitzstreiks in der Provinz verbietet. Die Medienabteilung der Armee (ISPR) gab eine
Pressemitteilung heraus, in der sie davor warnte, dass jeder weitere Angriff auf die Armee, die
Strafverfolgungsbehörden, militärische oder staatliche Einrichtungen und Besitztümer schwere
Vergeltungsmaßnahmen nach sich ziehen würde.

Seit seiner Absetzung als Premierminister im vergangenen Jahr durch ein Misstrauensvotum des
Parlaments, das nach weit verbreiteter Ansicht von der Armee inszeniert worden war, hat Khan das
Land bereist und sich im Vorfeld der bevorstehenden Wahlen eine starke Unterstützung in der
Bevölkerung erworben. Obwohl er offiziell wegen Korruptionsvorwürfen verhaftet wurde, liegt es
auf der Hand, dass der Grund dafür politischer Natur war. Sowohl die Regierung von Shehbaz Sharif
als auch zumindest Teile des Militärs und des Staatsapparats wollen ihn als potenziellen
Herausforderer ihrer Herrschaft vollständig beseitigen.

Der Beschluss des Obersten Gerichtshofs, ihn freizulassen, weil seine Verhaftung an sich
rechtswidrig war, wird wahrscheinlich nicht das letzte Kapitel in dieser Geschichte bleiben.
Tatsächlich bedeutete dies nicht einmal, dass Khan seine Freiheit wiedererlangte, da das Gericht ihn
aufforderte, „zu seiner eigenen Sicherheit“ in dem Gebäude zu bleiben, das als vorläufiger
Gerichtssaal diente. Eine erneute Verhaftung unter Anwendung korrekter rechtlicher Verfahren ist
nach wie vor möglich, und selbst ein hartes Durchgreifen gegen die PTI als Ganzes und ein Verbot
der Partei sind nicht ausgeschlossen. Premierminister Sharif hat die Proteste der Partei bereits als
terroristische Akte gebrandmarkt. Das Ziel seiner Gegner:innen ist nach wie vor, Khan als
Kandidaten auszuschalten, und eine Verurteilung wegen eines der Korruptionsvorwürfe würde dies
sicherstellen.

Selbst dann könnten die Krise der pakistanischen Gesellschaft, die verzweifelte Lage der Millionen
Menschen, die bei den Überschwemmungen des letzten Jahres alles verloren haben, die
Auswirkungen der Auflagen des Internationalen Währungsfonds für die finanzielle Unterstützung
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sowie die Wut der Anhänger:innen Khans die sehr fragilen demokratischen Institutionen des Landes
erschüttern. Die derzeitige Regierung der Pakistan Muslim League (Nawaz), die nach der Absetzung
Khans eingesetzt wurde, stellte immer nur eine Übergangslösung dar. Zweifellos existieren in der
Armee bereits Elemente, die in einem Militärputsch den einzigen Weg zur „Wiederherstellung der
Ordnung“ sehen.

Wenn Khan seine Freiheit wiedererlangt, wird er natürlich wieder in den Wahlkampf ziehen und
seine Anhänger:innen angesichts der unrechtmäßigen Art und Weise seiner Verhaftung aufstacheln.
Die PTI stützt sich weitgehend auf die „Mittelschicht“, hat aber, was für eine populistische Partei
nicht überrascht, auch an die verarmten Massen appelliert. Die aktuellen Umstände werden diese
Wendung noch verstärken, da Khan die mangelnde Unterstützung für Obdach- und Arbeitslose
anprangert und die Verbrechen der Reichen und die Unterdrückung durch die Sicherheitskräfte
angreift. Dies ist jedoch alles Demagogie. Seine Differenzen mit anderen Fraktionen der
herrschenden Klasse und des Staatsapparats haben eher mit der Außenpolitik Pakistans zu tun, die
sich an China und Russland anlehnen oder zu den USA und „dem Westen“ zurückkehren soll.

Krise

Angesichts einer sich entwickelnden Verfassungskrise muss man feststellen, dass die
Arbeiter:innenklasse Pakistans schlecht darauf vorbereitet ist, ihre Interessen und Rechte zu
verteidigen. Obwohl Imran Khan keine politische Unterstützung gewährt werden sollte, gab es allen
Grund, gegen das barbarische Verhalten der Sicherheitskräfte, die ihn verhaftet haben, zu
protestieren.

Darüber hinaus sind sich alle Fraktionen der herrschenden Klasse einig, dass die brutalen
Bedingungen des IWF-Abkommens umgesetzt werden müssen und allen Versuchen, die Löhne gegen
die Inflation und die Arbeitsplätze gegen Kürzungen und Privatisierungen zu verteidigen,
widerstanden werden muss.

In dieser Situation ist es umso notwendiger, dass die Kräfte der pakistanischen Linken, die
Frauenbewegung und die Bewegungen der nationalen Minderheiten mobilisieren und eine aktive
Alternative bieten. Wir rufen die Labour-Qaumi-Bewegung (LQM), andere Gewerkschaften, linke,
feministische, Jugend- und andere fortschrittliche Organisationen sowie die unterdrückten
Nationalitäten und anderer sozialer Gruppen auf, sich gegen die zunehmende autoritäre Herrschaft
und die steigende Inflation zusammenzuschließen. Die wichtigsten Themen und Forderungen sollten
sein:

Ein Mindestlohn, der für ein besseres Leben der Lohnabhängigen ausreicht. Die Löhne
sollten an die Preisinflation für lebenswichtige Güter gekoppelt werden. Für jeden
Anstieg der Inflationsrate um ein Prozent sollten die Löhne um ein Prozent steigen.

Alle privatisierten Konzerne sollten unter Arbeiter:innenkontrolle wieder verstaatlicht
werden.

Anstatt Arbeitsplätze abzubauen, sollte die Arbeitszeit ohne Lohneinbußen verkürzt
werden, um Arbeitslosigkeit zu vermeiden.



Aufstockung der Bildungs- und Gesundheitsbudgets durch Einführung einer
Vermögenssteuer für Kapitalist:innen, Großgrundbesitzer:innen, multinationale
Unternehmen und andere reiche Teile der Gesellschaft.

Abschaffung aller Privilegien und Steuervergünstigungen für Großgrundbesitz und
Kapital.

Massive Subventionen sollten in der Landwirtschaft eingeführt werden. Außerdem
sollte das Land den Großgrundbesitzer:innen weggenommen und den Bäuer:innen und
Landarbeiter:nnen übergeben werden.

Die Mittel für Entwicklungsprojekte sollten massiv aufgestockt werden, damit soziale
Einrichtungen und Wohnungen für die Arbeiter:innenklasse und die Armen auf dem
Land und in der Stadt gebaut werden können.

Verstaatlichung der Stromerzeugungsunternehmen unter demokratischer Kontrolle
durch die Arbeiter:innenklasse.

Ablehnung des IWF-Programms. Weigerung, die Schulden der internationalen
Wirtschaftsinstitutionen zu bezahlen.

Der Kampf für solche Forderungen erfordert Organisation. Wo es Gewerkschaften gibt, sollten sie
diese Forderungen aufstellen, aber wo dies nicht der Fall ist, muss die Priorität auf dem Aufbau
demokratischer Betriebsorganisationen liegen, in erster Linie, um den Ausbeuter:innen
entgegenzutreten, aber auch als Schritt zum Aufbau dauerhafter Industriegewerkschaften. In den
proletarischen Bezirken sollten sich Sozialist:innen für die Bildung lokaler Räte einsetzen, die sich
aus Delegiert:innen dieser betrieblichen Organisationen und Gewerkschaften zusammensetzen, um
die Organisation zu verbreiten, Solidarität zu organisieren und eine Politik zu formulieren, die der
Entwicklung der Ereignisse entspricht.

Sollte das Oberkommando der Armee beschließen, die gegenwärtige politische Krise durch einen
Militärputsch selbst zu lösen, wie es das in der Vergangenheit getan hat, sollten Sozialist:innen zu
einem Generalstreik aufrufen, für den von den bestehenden Gewerkschaften und betrieblichen
Organisationen mobilisiert wird. Anders als die Massendemonstrationen der letzten Tage beinhaltet
ein Generalstreik das Potenzial, das Land zum Stillstand zu bringen und die Frage aufzuwerfen, wer
regieren soll, das Volk oder die Militärspitze?



Auch ohne Putsch ist es immer wahrscheinlicher, dass sich das Land auf eine Verfassungskrise
zubewegt, die die gleiche Frage aufwirft. Unsere Antwort darauf sollte der Ruf nach einer
verfassunggebenden Versammlung sein, einem demokratischen Forum, in dem genau das
entschieden werden soll: Wer soll regieren? Eine solche Versammlung kann ihren Zweck nicht
erfüllen, wenn sie von den bestehenden Eliten und ihren Parteien kontrolliert und einberufen wird.
Ihre Wahl und Einberufung muss von Komitees der Arbeiter:innen, Bäuer:innen sowie Armen
kontrolliert werden.

In einer verfassunggebenden Versammlung werden Sozialist:innen nicht nur das volle
demokratische Programm gleicher Rechte für alle Bürger:innen und die Anerkennung des
Selbstbestimmungsrechts nationaler Minderheiten fordern, sondern auch die zentralen Forderungen
der Arbeiter:innenklasse, die notwendig sind, um mit dem Aufbau des Sozialismus zu beginnen: die
Enteignung des Großkapitals, die Vergesellschaftung des Bodens und der natürlichen Ressourcen,
die Beschlagnahmung des imperialistischen Vermögens, die Ablehnung von Schulden bei
imperialistischen Institutionen und die Einführung von Planung.

Ein solches Programm kann nur durch Massenkämpfe verwirklicht werden, an deren Ende eine
Arbeiter:innen- und Bäuer:innenregierung steht, eine Regierung, die sich auf ihre eigenen
Organisationen stützt, um die derzeitige katastrophale Situation zu bewältigen und die Interessen
der großen Mehrheit der Bevölkerung zu verteidigen. Alle, die sich einer solchen Strategie
verschreiben, sollten sich zu einer revolutionären Partei der Arbeiter:innenklasse
zusammenschließen.


